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Sehr geehrte Frau Leo, kishe AUER 

für Ihr o.g. Schreiben bedanke ich mich. Ich stimme Ihnen zu, dass die 
Seenotrettung zu den essentiellen humanitären Pflichten gehört. Dies 
gebieten auch das Völker- und Seerecht sowie die einschlägige 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte. 
Eine Entkriminalisierung von privaten Seenotrettern unterstütze ich, auch 
wenn von so manchem Schleuser die Seenotrettung als Teil des 
Schleusersystems angesehen wird. Das macht den einzelnen 
humanitären Akt aber nicht weniger wertvoll, Solange es keine 
europäische Lösung für die Aufnahme, die Asylverfahren sowie die 
Integration oder die Rückführung von Geflüchteten gibt, muss die 
Seenotrettung im Mittelmeer ermöglicht werden. Deshalb begrüße ich 
auch die Bereitschaft von Hafenstädten, die Schiffe einlaufen zu lassen 

und die deutscher Kommunen, die Geretteten aufzunehmen. 

Der Nürnberger Stadtrat hat bereits im Jahr 2010 dem Beitritt der Stadt 

zur „save me-Kampagne“ zugestimmt und sich damit zum internationalen 
Flüchtlingsschutz als einer menschenrechtlichen Daueraufgabe bekannt. 
Seither hat Nürnberg bereits mehrmais besonders schutzbedürftige 
Flüchtlinge im Rahmen von Resettlementbeschlüssen der IMK 
aufgenommen, 
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Gleichwohl muss endlich eine europäische Lösung für die Aufnahme, die 
Asyiverfahren sowie die Integration oder die Rückführung von 
Geflüchteten auf den Weg gebracht werden. Vor allem brauchen wir ein 
gerechtes Verteilsystem innerhalb Europas. Das eigentliche Ziel muss 
sein, dass niemand mehr in solche Boote steigt. 

Solite sich die Bundesregierung im Rahmen ihrer europäischen Solidarität 
dazu entscheiden, bestimmte Kontingente von Seenotgeretteten ohne 
Rücksicht auf die Dublin-Regelungen aufzunehmen, wird sich die Stadt 
Nürnberg im Rahmen ihrer humanitären Verantwortung daran beteiligen. 
Dies habe ich bereits am 11.09.2018 in einem Brief an die 
Bundeskanzierin angekündigt. 

Ich gehe davon aus, dass wir damit Ihrem Anliegen Rechnung getragen 
haben und eine Behandlung im Ausschuss nicht mehr erforderlich ist. 

Mit freundlichen Grüßen 

dein Me 
Dr. Ulrich Maly


